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Antrag 

der Abgeordneten Schütz (München), Burgemeister, Schmücker 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung der Verordnung zum Schutze der Wirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze der Wirtschaft vom 9. März 1932 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 121) wird wie folgt ergänzt: 

Im Ersten Teil erhält § 1 die folgenden neuen Ab- 
sätze 4, 5 und 6: 

„(4) Die Bestimmungen dieser Verordnung finden 
keine Anwendung auf Werbesysteme, bei welchen 
die teilnehmenden Firmen ihre Werbemittel mit 
gleichartigen Leistungsansprüchen, deren geringer 
Geldwert klar erkennbar ist, ausstatten. Diese An- 
sprüche dürfen nicht auf Sachen gerichtet sein und 
müssen bei Sammelfähigkeit auch innerhalb der 
Geringwertigkeitsgrenze eingelöst werden können. 

(5) Hierbei dürfen von jeder so werbenden Fir- 
ma ohne zusätzlichen Kostenaufwand für werbliche 


Hilfe durch das Einsammeln dieser Werbemittel den 
Leistungsansprüchen gleichartige Erfolgsprämien 
ausgesetzt werden, deren höchster Wert 150 Deut- 
sche Mark nicht übersteigen darf. 

(6) Wer an Werbesystemen nach den Absätzen 
4 und 5 teilnimmt, darf als Letztverteiler nicht 
gleichzeitig Rabatte und Rückvergütungen gewäh- 
ren." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

' A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Verkündung in 
i Kraft. 


Bonn, den 2. Juli 1958 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Unsere Wirtschaftswerbung hat sich unter dem 
Einfluß einer überkommenen rechtlichen Regelung 
immer mehr zu Formen entwickelt, welche kapital- 
schwächeren Betrieben nicht oder nur beschränkt 
zugängig sind. Das auf solche Weise entstandene 
„werbliche Gefälle" verdrängt aber zunehmend die 
ohnehin schwer um ihre Existenz ringenden ge- 
werblichen Mittelbetriebe, obwohl diese leistungs- 
mäßig durchaus wettbewerbsfähig sind. Die Wer- 
bung, die sich Mittelbetriebe leisten können, kann 
sich gegenüber den den Großbetrieben heute offen- 
stehenden Werbemöglichkeiten nicht mehr durch- 
setzen. 

Die beantragte Ergänzung des § 1 der Verordnung 
zum Schutze der Wirtschaft vom 9. März 1932 (ZVO) 
will diese durch nichts gerechtfertigte Benachteili- 
gung mittelständischer Betriebsgrößen in der Wirt- 
schaftswerbung aus gl ei eben. Es sollen deshalb 
Werbungen möglich werden, die für alle Wettbe- 
werber die Gleichheit der werblichen Bedingungen 
wiederherstellen: Denn während bei den bisheri- 
gen Werbemethoden mit steigendem Einsatz das 
Werbeergebnis überproportional anwächst, bleibt 
bei der dem vorliegenden Antrag zugrunde liegen- 
den Werbemethode das Verhältnis zwischen Wer- 
beaufwand und Werbeergebnis immer gleich. Der 
werbende Klein- und Mittelbetrieb ist dann gegen- 
über dem werbenden Großbetrieb nicht mehr be- 
nachteiligt. 

11. Die Bestimmungen des Artikels 1 

Die Wirkungsweise solcher Werbesysteme ist 
grundsätzlich folgende: 

1. Es werden Werbungen, z. B. kleine Werbezettel, 
mit Waren unter die Verbraucher gestreut. Auf 
einem Abschnitt jedes solchen Werbemittels 
werden zur Verbreitung dieser Werbemittel und 
zur Entfaltung der werblichen Wirkung „Lei- 
stungsversprechen" abgedruckt. Die Felder oder 
Marken, in denen die Leistungsversprechen ver- 
brieft sind, können vom Empfänger solcher Wer- 
bung nach eigenem Ermessen bis zu beliebiger 
Menge gespart werden. 

2. Die Leistungsversprechen dürfen nicht auf Sachen 
gerichtet sein. Damit wird die Gefahr ausgeschal- 
tet, daß die sogenannte „Wertreklame" auf dem 
Umwege der Gutscheine wieder auflebt. Diese 
Leistungsversprechen müssen einen für jeder- 
mann „klar erkennbaren Geldwert" haben. Er 
muß auch für den einfachen Mann und für die 
einkaufende Hausfrau stets „klar" und hinsicht- 
lich seiner Höhe unbestreitbar zu erkennen sein. 

3. Um die Kosten für die Verbreitung dieser Wer- 
bemittel einzusparen, erfolgt ihre Verteilung an 
die Verbraucher mit den Waren. Eine für den 


Werbenden besonders wirkungsvolle Möglich- 
keit ist dabei — im Rahmen einer Werbege- 
meinschaft etwa — , seine Werbemittel auch im 
steten Wechsel über Waren fremder Branchen 
zu verteilen. Dabei vervielfacht sich der von 
seinem Werbemittel erfaßte Verbraucherkreis,- 
seine Werbung zieht immer breitere Kreise und 
erfaßt ständig neue Verbraucherschichten. 

4. Die fraglichen Werbemittel werden nun dadurch 
unter den Verbrauchern in Umlauf und Wirk- 
samkeit erhalten, daß ihr Einsammelm „prämiiert" 
wird. Dadurch wird erreicht, daß vom Publikum 
diese Werbungen beachtet, aufgesucht, einge- 
sammelt und getauscht werden. Deshalb sind 
die Prämien im Gegensatz zu den einheitlichen 
Leistungsversprechen firmengebunden: Jede Fir- 
ma wirbt mit besonderen, von ihr gestalteten 
Werbezetteln. Die Prämien werden jeweils den- 
jenigen gegeben, welche die meisten Werbe- 
zettel einer bestimmten, so werbenden Firma 
zusammengebracht haben. 

Beim Aufsuchen und Sortieren dieser Werbe- 
zettel (Kleinstplakate) zwecks Teilnahme am 
Prämienwettbewerb entfaltet sich nun die Kern- 
wirkung der fraglichen Systeme durch die zwang- 
los dabei entstehenden Gespräche über Quali- 
täten und Warenpreise. Das Risiko solcher Ver- 
gleiche wird ein Wettbewerber nur in Kauf 
nehmen, wenn er der Qualität seiner Ware ge- 
wiß ist, wenn er darauf vertraut, daß seine 
Ware bei den so entstehenden Gesprächen der 
Kunden untereinander sich durch ihre Qualität 
und Preiswürdigkeit behauptet. Werbesysteme 
der fraglichen Art fördern also den echten Lei- 
stungswettbewerb. 

5. Die&e Prämien müssen „ohne zusätzlichen 
Kostenaufwand" gewährt werden. Sie müssen 
also aus den Einsparungen bestritten werden, 
die dadurch eintreten, daß erfahrungsgemäß ein 
Teil der Leistungsanspüche von den unbekann- 
ten Empfängern nicht eingelöst wird. Dadurch 
und durch die Festlegung eines Höchstbetrages 
wird der Gefahr einer Übersteigerung begegnet. 

6. Durch das Einsammeln der Werbemittel werden 
die betreffenden Werbungen in ständigem Um- 
lauf und in ihrer Funktion erhalten. Die Aus- 
setzung der „Erfolgsprämien" hat also eine aus 
den Werbesystemen heraus begründete werb- 
liche Funktion. Infolge des so erzielten Wir- 
kungsgrades wird eine Einsparung an Werbungs- 
kosten möglich, die den Verbrauchern zugute 
kommt. Außerdem fließt den Verbrauchern durch 
die „Zustellung der Werbungen über Waren" 
jener Teil der Kosten zu, der sonst für die Ver- 
breitung der Werbung anfällt. 

7. Dabei sind weitgehend Sicherungen gegen 
etwaige Mißbräuche bei der Verwendung solcher 
Werbemittel getroffen worden. Um jede Gefahr 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 503 


einer Übersteigerung zu bannen, ist vorgeschrie- 
ben, daß die Leistungsansprüche bereits von ge- 
ringwertiger Höhe an eingelöst werden kön- 
nen. Der Begriff der geringwertigen Höhe ist bei 
der Auslegung des § 1 der ZVO ausgiebig er- 
örtert. Auch hinsichtlich der „den Leistungsan- 
sprüchen gleichartigen Prämien" wird durch die 
Festsetzung eines Höchstbetrages und dadurch, 
daß diese „ohne zusätzlichen Kostenaufwand" 
aus den Einsparungen der nicht eingelösten 
Leistungsversprechen gewährt werden müssen, 
eine Übersteigerung verhindert. 

Die Rechtsprechung sah sich bei der Prüfung 
eines ersten Beispieles einer solchen Werbung 
nicht in der Lage, die Rechtsgrundsätze hinsicht- 
lich der Sammelfähigkeit von Zugaben beiseite 
zu schieben. Es muß daher der Gesetzgeber 
durch eine Ergänzung der ZVO diesen neuen 
kosteneinsparenden und für alle Betriebsgrößen 
gleichzeitig zugänglichen Werbearten den Weg 
frei machen. 

8. Zusammenfassend ist zu sagen, daß bei den 
Werbesystemen, die der Antrag ermöglichen 
will, unter Berücksichtigung moderner werbe- 
psychologischer Erkenntnisse „für die Werbung 
geworben wird". Die Natur dieser Werbungen 
führt dabei dazu, daß sie keinerlei Bezugsbin- 
dung der Verbraucher an eine bestimmte Ware 
herbeiführen. Es führt im Gegenteil der Aufbau 
solcher Werbesysteme notwendig dazu, für jede 


Warenart möglichst viele unterschiedliche Mar- 
ken aufzunehmen, um so eine für die Verbrau- 
cher interessante Summierung der geringwer- 
tigen Leistungsversprechen zu ermöglichen. 
Denn die vorgeschiebene Geringwertigkeit der 
einzelnen Leistungsansprüche läßt diese Werbe- 
systeme nur dann funktionieren, wenn die Ver- 
braucher bei ihrer Bedarfsdeckung häufig der- 
artige Kleinstplakate finden und sich im Hin- 
blick auf die „Erfolgsprämien" für das Einsam- 
meln solcher Werbung interessieren, womit die 
Werbung eben wirksam erhalten wird. 

Werbesysteme dieser Art vermeiden auch eine 
lästige und volkswirtschaftlich unerwünschte Be- 
lastung des Einzelhandels, wie sie z. B. bei Bilder- 
und Figurenzugaben oft eintritt, wo der Einzel- 
händler von Kindern bestürmt wird, die „Zuga- 
ben" zu einer vollen Serie umzutauschen. Der 
Einzelhändler bleibt hier durchaus unbehelligt: 
Er gibt mit der Ware die regelmäßig schon vom 
Hersteller .zugepackten Werbungen an den Kun- 
den weiter und hat auch mit ihrer Einlösung 
nichts zu tun. Die Einlösung erfolgt bei überall 
anzutreffenden neutralen Stellen, wie etwa der 
Bahn oder Post, mit der das ein solches System 
organisierende Unternehmen zentrale Ver- 
träge schließt, während die „Werbemittel" zwecks 
Erlangung der Erfolgsprämien unmittelbar an 
die werbenden Firmen, also die Hersteller, ein- 
gesandt werden. 
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